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Satzung der Krankenversicherung der Bundesbahnbeamten (KVB)
§ 29 Abs. 2, § 30 Abs. 6; Tarif der KVB V Abs. 6

a) Für Rechtsstreitigkeiten zwischen der KVB und ihren Mit­
gliedern Uber tarifliche Leistungen ist der ordentliche 
Rechtsweg gegeben.

b) Ist die Erstattung von Verdienstausfall für die Pflege 
eines nahen Angehörigen auf die Höhe der Kosten für eine 
Berufspflegekraft beschränkt, so wird dadurch die Erstat­
tung von Verdienstausfall in Höhe eines für Überstunden 
einer Berufspflegekraft sonst angefallenen Betrages nicht 
ausgeschlossen. Erstattungsfähig sind die Kosten je einer 
Berufspflegekraft für den Verdienstausfall jedes pflegen­
den Angehörigen.

c) Es stellt eine unangemessene Inanspruchnahme einer versi­
cherungsähnlichen Sozialeinrichtung dar, wenn als Verdienst­
ausfall infolge der Pflege eines Angehörigen mehr gefordert 
wird, als die Unterbringung des Patienten in einem Ein­
bettzimmer des teuersten örtlichen Krankenhauses kosten 
würde.

BGH, Urt.v. 5. Februar 1981 - IVa ZR 50/80 OLG Frankfurt
LG Frankfurt
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Der IV a - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 13. November 1980 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Richter Deh­
ner, Dr. Schmidt-Kessel, Rassow und Dr. Zopfs

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Frankfurt am Main vom 15. Februar 1979 im 
Kosteriausspruch sowie insoweit aufgehoben, 
als es die Klage hinsichtlich des DM 30.329,35 
nebst Zinsen hieraus nicht übersteigenden Be­
trages abgewiesen und die Berufung des Klägers 
insoweit zurückgewiesen hat.

Insoweit wird der Rechtsstreit zur neuen Ver­
handlung und Entscheidung - auch über die Ko­
sten des Revisionsverfahrens - an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen.

Im übrigen wird die Revision zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger ist Beamter der Deutschen Bundesbahn und 
Mitglied der Beklagten. Im Auftrag der Deutschen Bundes-
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bahn erfüllt die Beklagte nach § 1 Abs. 1 ihrer zuletzt 
mit Wirkung vom 1. Juni 1974 neu gefaßten Satzung unter 
anderem Fürsorgepflichten im Krankheitsfall, die der 
Deutschen Bundesbahn nach dem Bundesbeamtengesetz (§ 79) 
oder aus anderen Rechtsgründen obliegen. Die Deutsche 
Bundesbahn gewährt der Beklagten ihrer Fürsorgepflicht 
entsprechende Zuschüsse. Außerdem erhebt die Beklagte 
von ihren Mitgliedern Beiträge, die nach Besoldungs- oder 
Vergütungsgruppen und nach dem Familienstand gestaffelt 
sind. Die Mitgliedschaft wird nur auf Antrag erworben; 
Mitglieder können wieder austreten oder unter bestimmten 
Voraussetzungen ausgeschlossen werden. Die Beklagte ge­
währt ihren Mitgliedern und den "mitversicherten" Angehö­
rigen Leistungen nach dem jeweils gültigen Tarif. In § 29 
Abs. 16 der Satzung wird die Mitgliedschaft bei anderen 
Krankenkassen als Doppelversicherung bezeichnet und unter 
anderem für Mitglieder einer privaten Krankenversicherung 
die Verpflichtung festgelegt, zuerst diese andere Kranken­
versicherung in Anspruch zu nehmen. Gegen die Entschei­
dungen des Vorstandes der Beklagten über die Gewährung be­
antragter Leistungen ist nach § 30 Abs. 6 der Satzung der 
ordentliche Rechtsweg gegeben.

Der Kläger macht einen Anspruch nach Tarifstelle V 
Abs. 6 des Tarifs für Verdienstausfall geltend, der durch 
die Pflege seiner schwerkranken Ehefrau ihm und seinen bei­
den erwachsenen Kindern entstanden sei. Unter dieser Tarif­
stelle in der bis Ende 1978 geltenden Fassung heißt es un­
ter anderem:

"Die Kosten für eine fachlich ausgebildete Berufs­
pflegekraft sind erstattungsfähig, wenn das Mit-
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glied oder ein mitversicherter Angehöriger pfle­
gebedürftig ist. Die Pflegebedürftigkeit muß 
durch Krankheit verursacht sein. ... Als erstat­
tungsfähige Kosten gelten die Kosten üblicher 
Vergütungssätze für Berufspflegekräfte. Bei Pfle­
ge durch nahe Angehörige ... sind nur nachgewie­
sene Fahrtkosten erstattungsfähig. Ein durch die 
Pflege verursachter nachgewiesener Verdienstaus­
fall ist bis zur Höhe der Kosten für eine Berufs­
pflegekraft erstattungsfähig."

Nach § 29 Abs. 2 der Satzung sind die Mitglieder und 
ihre Angehörigen verpflichtet, Leistungen nicht in unange 
messener Weise zu beanspruchen.

Die Ehefrau des Klägers leidet seit etwa 17 Jahren 
an einer chronisch fortschreitenden Chorea Huntington 
(Veitstanz).

Aufgrund dieser Erkrankung kann sie nicht mehr spre­
chen, die Steuerung der Muskulatur durch das Gehirn erfolgt 
mit minutenlangen Verzögerungen. Dadurch bedingt muß sie 
gewaschen, angezogen und gefüttert werden; bei Verrichtung 
der Notdurft,beim Baden, Zu-Bett-Gehen und Aufstehen muß 
ihr geholfen werden; hinzutritt eine Blasen- und Mastdarm­
inkontinenz.

Sie wird seit dem Auftreten der Krankheit in immer 
stärkerem Umfang von dem Kläger und den beiden gemeinsamen 
Kindern betreut. Die Kinder haben, um sich der Pflege der 
Mutter widmen zu können, nach dem Besuch höherer Schulen, 
die sie jeweils mit Oberprima-Reife verließen, keinen Be­
ruf erlernt und sind auch niemals berufstätig gewesen. Die 
Tochter des Klägers, die in dessen Haus lebt, ist seit 7 
Jahren verheiratet und hat zwei kleine Kinder. Die Pflege
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der Mutter wird jetzt während der Dienstzeiten des Klägers 
von dem Sohn, ersatzweise auch von der Tochter ausgeUbt.

Der Kläger behauptet, seine Ehefrau bedürfe der Pfle­
ge während der vollen 24 Stunden jedes Tages. Er errechnet 
hierfür unter Berücksichtigung der tariflichen Arbeitszeit 
und des Urlaubsanspruchs von Berufspflegekräften einen 
zeitlichen Bedarf von 4,13 solcher Pflegekräfte. Daraus 
wiederum errechnet er bei einer tariflichen Erstattungs­
pflicht der Beklagten von 80% auf der Basis durchschnitt­
licher Vergütungen einer berufsmäßigen Alten - bzw. Fa­
milienpflegerin Ansprüche gegen die Beklagte zwischen 
DM 7.734,17 und DM 9.173,59 pro Monat und dementsprechend 
für die Zeit vom 1. Januar 1974 bis zum 31. Dezember 1977 - 
wie das Oberlandesgericht festgestellt hat - eine Gesamt­
forderung von DM 376.487,83 zuzüglich IM 58.945,35 Zinsen.
Er macht hiervon im vorliegenden Rechtsstreit einen Teil­
betrag geltend und fordert von der Beklagten über die von 
ihr für diese Zeit gezahlten IM 59.667,05 hinaus DM 139.784,40 
nebst 4% Prozeßzinsen abzüglich am 10. August 1978 gezahl­
ter DM 4.309,85.

Das Landgericht hat die Beklagte zur Zahlung von 
DM 9.267,05 nebst Zinsen verurteilt und die Klage im übri­
gen abgewiesen. Das Oberlandesgericht hat das Urteil des 
Landgerichts geändert und zur Klarstellung insgesamt neu 
gefaßt; es hat dem Kläger DM 22.736,14 nebst Zinsen zu­
gesprochen, im übrigen Klage und Berufung sowie die An­
schlußberufung der Beklagten zurückgewiesen. Die Kosten 
der beiden Rechtszüge hat es nach Bruchteilen verteilt.
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Mit der Revision verfolgt der Kläger den vom Ober­
landesgericht abgewiesenen Teil der geltend gemachten An­
sprüche weiter.

Entscheidungsgründe:

Die Revision des Klägers führt hinsichtlich des 
DM 30.329»35 nicht übersteigenden, vom Berufungsgericht 
abgewiesenen Teilbetrags der Klageforderung zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung des 
Rechtsstreits an das Berufungsgericht; im übrigen hat sie 
keinen Erfolg.

I.
Mit Recht ist das Oberlandesgericht von der Zulässig­

keit des ordentlichen Rechtswegs ausgegangen.

Bedenken dagegen könnten deshalb bestehen, weil die 
Beklagte nach § 1 Abs. 1 ihrer Satzung die Fürsorgepflich­
ten der Deutschen Bundesbahn für ihre Beamten im Krankheits­
fall (§79 BBG) in deren Auftrag erfüllt. Ein auf die Er­
füllung beamtenrechtlicher Fürsorgepflichten gerichteter 
Anspruch gegen den Dienstherrn wäre öffentlich-rechtlicher 
Art; für die Entscheidung eines Rechtsstreits darüber wären 
die Verwaltungsgerichte zuständig (§ 126 Abs. 1 Beamten­
rechtsrahmengesetz).

Die Ansprüche des Klägers als Mitglied der Beklagten 
auf Gewährung von Leistungen nach deren Tarif sind jedoch
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nicht öffentlich-rechtlicher, sondern privatrechtlicher 
Art. Sie sind durch Satzung und Tarif der Beklagten den 
Ansprüchen eines Versicherungsnehmers einer privaten 
Krankenversicherung nachgebildet. Die Mitgliedschaft 
wird der einer (privaten oder gesetzlichen) Krankenver­
sicherung gleich behandelt (§29 Abs. 16 der Satzung).
Die Angehörigen und Hinterbliebenen der Mitglieder, für 
die eine Leistungspflicht der Beklagten besteht, werden 
durchweg als "Mitversicherte" bezeichnet. Die Ansprüche 
der Mitglieder gehen über diejenigen öffentlich-rechtlichen 
Ansprüche hinaus, die Bundesbeamten nach den Beihilfericht­
linien zustehen würden; dafür entrichten die Mitglieder 
an die Beklagte Beiträge. Die Verpflichtung dazu trifft 
sie nicht kraft Gesetzes, sondern allein aufgrund ihrer 
Mitgliedschaft bei der Beklagten. Die Mitgliedschaft ist 
auch nicht etwa zwangsweise mit dem Dienstverhältnis bei 
der Deutschen Bundesbahn verbunden. Sie wird vielmehr 
nur auf Antrag erworben und kann auch (bei Fortbestehen 
des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses) durch 
Austritt oder Ausschluß wieder beendet werden. Es ist des­
halb rechtlich unbedenklich und verstößt weder gegen 
§126 Abs. 1 Beamtenrechtsrahmengesetz noch gegen § 40 
WGO, wenn in § 30 Abs. 6 der Satzung für Rechtsstreitig­
keiten zwischen einem Mitglied und der Beklagten über ta­
rifliche Leistungen auf den ordentlichen Rechtsweg verwie­
sen und damit zum Ausdruck gebracht wird, daß die Beklag­
te selbst diese Rechtsbeziehungen zu ihren Mitgliedern als 
privatrechtlich ansieht. Diese Bestimmung der Satzung ist 
auch in deren seit 1. Juni 1974 in Kraft befindlicher Neu­
fassung enthalten; sie geht also nicht mehr auf die Zeit 
zurück, in der auch für öffentlich-rechtliche Ansprüche 
von Bundesbeamten gegen ihren Dienstherrn die ordentlichen 
Gerächte zuständig waren.
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Es ist anerkannten Rechts, daß die Deutsche Bundes­
bahn ihrer beamtenrechtlichen Fürsorgepflicht für Krank­
heitsfälle durch Gründung und Unterhaltung von Sozialein­
richtungen wie der Beklagten nachkommen kann (vgl. BGHZ 19, 
348; BVerwG, Beschluß vom 16. September 1977, VII P 10.75 
= ZBR 1977, 207). Die Frage, ob der Kläger außerhalb der 
Mitgliedschaft bei der Beklagten oder über die gegen diese 
bestehenden tariflichen Ansprüche hinaus öffentlich-recht­
liche Ansprüche gegen die Deutsche Bundesbahn haben könnte, 
ist hier nicht zu entscheiden; solche Ansprüche, für die 
der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten nicht gegeben 
wäre, hat der Kläger nicht geltend gemacht.

II.

Das Berufungsgericht hat die Tarifstelle V Abs. 6 
dahin ausgelegt, daß ein durch die Pflege durch nahe Ange­
hörige verursachter Verdienstausfall nur bis zur Höhe der 
Kosten für (insgesamt) eine Berufspflegekraft erstattungs­
fähig sei. Es hat dies aus dem Wortlaut der Tarifsteile 
und deren Charakter als Ausnahmevorschrift entnommen. Da­
gegen bestehen rechtliche Bedenken.

1. Die tarifliche Regelung über die Erstattungsfä­
higkeit des durch Pflege naher Angehöriger entstandenen 
Verdienstausfalles ist keine Ausnahmebestimmung, die nach 
allgemeinen Grundsätzen im Zweifel eng auszulegen wäre. 
Krankenpflege durch Berufspflegekräfte und Pflege durch 
nahe Angehörige stehen einander weder im Leben noch nach 
dem Tarif der Beklagten als Regel und Ausnahme gegenüber.
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Die Tarifstelle will ein solches Regel- Ausnahmeverhält­
nis gar nicht aufstellen. Vielmehr soll nur die Leistungs­
pflicht der Beklagten abgegrenzt und es soll dabei Miß­
bräuchen zu Lasten der Versichertengemeinschaft vorgebeugt 
werden. Aus der selbstverständlich erscheinenden, auf der 
nahen Verwandtschaft beruhenden und damit häufig auch fa­
milienrechtlich begründeten Hilfeleistung im Krankheits­
fall soll kein Kapital geschlagen werden. In den Fällen, 
in denen nachweislich wegen der Pflege ein Verdienst ent­
geht, soll dessen Ausfall aber erstattet werden. Eine im 
Zweifel eng auszulegende Ausnahmebestimmung liegt darin 
Jedoch nicht.

2.a) Eine in erster Linie auf den buchstäblichen 
Wortlaut abgestellte Auslegung der Tarifstelle wird deren 
Bedeutung nicht gerecht. Vielmehr ist vor allem auf ihren 
erkennbaren Sinn und Zweck im Zusammenhang des Tarifwerkes 
und der Aufgaben der Beklagten als einer Sozialeinrich­
tung abzustellen.

Es wäre weder sinnvoll noch mit dem Ziel lind Zweck 
einer Sozialeinrichtung einer öffentlich-rechtlichen Kör­
perschaft zu vereinbaren, häusliche Krankenpflege durch 
nahe Angehörige zu erschweren und durch die Art der Lei­
stungsgewährung die Inanspruchnahme von Krankenhäusern 
oder Eerufspflegekräften demgegenüber zu begünstigen. Viel­
mehr ist es in der Regel schon aus menschlichen Erwägungen 
und oft gerade auch im Hinblick auf den Heilerfolg vernünf­
tig und geboten, die häusliche Krankenpflege im Familien­
verband zu fördern. Das allein entspricht auch Art. 6 Abs. 1



10

(soweit es sich um die Pflege von Kindern handelt, auch 
Abs. 2) des Grundgesetzes. Überdies ist diese Pflege im all­
gemeinen auch mit weit geringeren Kosten verbunden.

b) Wenn die Tarifstelle bestimmt, daß ein durch Pfle­
ge eines nahen Angehörigen verursachter Verdienstausfall 
(nur) bis zur Höhe der Kosten einer Berufspflegekraft er­
stattungsfähig ist, so ergibt das keinen Anhalt für eine 
Beschränkving der an sich dringend erwünschten Pflege durch 
solche Angehörige. Lediglich im Interesse der Versicherten­
gemeinschaft soll damit der Fall geregelt werden, daß ein 
Angehöriger auf höhere berufliche Einnahmen verzichtet, 
um die Pflege ausüben zu können.In diesem Fall sollen die 
zu erstattenden Leistungen auf den Betrag beschränkt wer­
den, der für die Berufspflegekraft aufgewendet werden müßte, 
an deren Stelle der Angehörige die Pflege ausübt. Der et­
wa höhere Verdienstentgang wird dem Angehörigen als fami­
liäres Opfer zugemutet, das er bewußt auf sich nimmt, ohne 
dafür von der Beklagten Ersatz fordern zu können. Damit 
wird jedoch nicht ausgeschlossen, daß nach ärztlicher Ver­
ordnung zur häuslichen Pflege eines schwerkranken Menschen 
mehrere Berufspflegekräfte eingesetzt werden müßten, weil 
die notwendige Dauer der täglichen Pflege die Arbeitszeit 
einer einzigen Pflegekraft übersteigen würde. In diesem 
- hier vorliegenden - Fall kann und gegebenenfalls muß je­
de der an sich notwendigen Berufspflegekräfte durch einen 
Familienangehörigen ersetzt werden. Dann ergibt eine sinn- 
und zweckentsprechende Auslegung der Tarifstelle, daß 
grundsätzlich der Verdienstausfall jedes dieser Angehöri­
gen bis zur Höhe der (ersparten) Kosten für die durch ihn 
ersetzte Berufspflegekraft erstattungsfähig ist. Diese Aus-
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legung widerspricht dem Wortlaut nicht: der‘Verdienst­
ausfall (je) eines Angehörigen ist bis zur Höhe (je) 
einer Berufspflegekraft erstattungsfähig.

c) Auch soweit nur der Verdienstausfall eines einzi­
gen nahen Angehörigen und die Kosten einer durch ihn er­
setzten Berufspflegekraft nach der genannten Tarifstelle 
in Frage stehen, bestehen rechtliche Bedenken dagegen, mit 
dem Berufungsgericht den monatlichen Tariflohn (zuzüglich 
der Sozialabgaben und Steuern) einer Berufspflegekraft als 
obere Grenze des Erstattungsfähigen anzusehen. Ebenso wie 
es vorkommt, daß eine Berufspflegekraft nicht ganztägig, 
sondern nur stundenweise hätte eingesetzt werden müssen und 
deshalb auch nur der dafür aufzuwendende Betrag erstattungs­
fähig wäre, gibt es auch Fälle, in denen die Pflege von 
einer Berufspflegekraft nur bei einem Einsatz über die 
tariflich zugrunde gelegte tägliche Arbeitszeit hinaus 
- also durch Überstunden - hätte geleistet werden können. 
Solche Überstunden hätten vergütet werden müssen. Dann hat 
die Pflege durch einen Angehörigen auch diesen Mehraufwand 
erspart mit der Folge, daß auch dieser Betrag über den Ta­
riflohn hinaus erstattungsfähig ist.

Das Berufungsgericht hat festgestellt, die Ehefrau 
des Klägers sei von diesem selbst in seiner Freizeit und 
von seiner Tochter nur aushilfsweise gepflegt worden. Wenn 
die Patientin aber Tag und Nacht durchgehend der Pflege be­
darf, so muß zwangsläufig die vom Sohn aufgewendete Pfle­
gezeit die tarifliche Arbeitszeit einer Pflegekraft we­
sentlich überschritten haben. In diesem Fall wäre nicht 
der Tariflohn sondern auch der Aufwand für vergütungspflich­
tige Überstunden einer Berufspflegekraft in größerem Um-
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fange durch den Einsatz des Sohnes des Klägers erspart 
worden und nach dem Tarif der Beklagten zu erstatten. 
Das hat das Berufungsgericht nicht beachtet.

III.

Das Berufungsgericht hat ausgeführt, die Tochter des 
Klägers habe keinen Verdienstausfall infolge der Pflege ih­
rer Mutter, denn sie versorge neben dem eigenen Haushalt und 
ihren zwei Kindern auch den elterlichen Haushalt und pflege 
die Mutter somit nur aushilfsweise. Diese von der Revision 
bekämpften Erwägungen begegnen rechtlichen Bedenken.Sie 
lassen sich unter Berücksichtigung des vom Berufungsge­
richt festgestellten Tatbestandes mit der Lebenserfahrung 
selbst dann nicht in Einklang bringen, wenn man davon aus- 
geht, daß der Sohn des Klägers Pflegeleistungen über die 
tarifliche Arbeitszeit einer Berufspflegekraft hinaus er­
bracht hat.

Wie das Berufungsgericht festgestellt hat, bedarf die 
Ehefrau des Klägers aufgrund ihrer schweren Krankheit prak­
tisch ununterbrochener Pflege. Eine solche Pflege erfodert 
zwar nicht ständiges Tun, wohl aber ständige Bereitschaft; 
zwischen den erforderlichen Tätigkeiten können - insbeson­
dere während der (möglicherweise unregelmäßigen) Schlafens­
zeit der Patientin - durchaus längere Pausen liegen. Nur 
solche Pausen können es überhaupt ermöglichen, daß die 
Pflege der Patientin von nur drei Personen (dem Kläger 
und seinen beiden erwachsenen Kindern) ausgeübt wird, wo­
bei der Kläger selbst infolge seiner vollen Berufstätigkeit 
als Beamter nicht voll zur Verfügung stehen kann.
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Aus diesen Umständen muß der Schluii gezogen wer­
den, daß auch die Tochter des Klägers über ihren Ein­
satz als Mutter zweier Kleinkinder und im eigenen Haus­
halt hinaus zu einem nicht unerheblichen Teil als Pfle­
gerin ihrer Mutter tätig geworden ist. Es erscheint näm­
lich zeitlich ausgeschlossen, daß die Pflege einschließ­
lich der notwendigen "Bereitschaftszeit", für die sonst 
ebenfalls eine Berufspflegekraft vorhanden sein müßte, aus­
schließlich vom Sohn des Klägers und vom Kläger selbst in 
dessen Freizeit erbracht worden wäre.

Hat aber die Tochter in solchem Umfange eine Pfle­
getätigkeit für ihre Mutter ausgeübt, so kann das zumin­
dest einer zeitlich beschränkten Berufstätigkeit gleich­
stehen. Es ist keineswegs ungewöhnlich, daß Mütter klei­
nerer Kinder einer Teilzeitbeschäftigung außer Haus nach­
gehen. Sie erzielen dadurch einen Arbeitsverdienst. Ein 
solcher entgeht möglicherweise der Tochter des Klägers 
durch die Pflege ihrer Mutter. Zu dieser Pflege kann auch 
die Tätigkeix für den Haushalt der Eltern zumindest teil­
weise gehören. Krankenpflege selbst und die damit verbun­
denen HilfStätigkeiten wie zum Beispiel das Bettenmachen,
Reinigungsarbeiten und die Zubereitung von Mahlzeiten für 
Kranke lassen sich kaum eindeutig trennen mit der Folge, daß 
die genannten Hilfsdienste, soweit sie den Patienten be­
treffen, zu einem entsprechenden zeitlichen Anteil der 
Pflegezeit hinzugerechnet werden müssen.

Die Erwägungen, die das Berufungsgericht zur Quali­
fikation des Sohnes angestellt hat, gelten zumindest in 
gleicher Weise für die Tochter.
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Deshalb darf ein Verdienstausfall der Tochter des 
Klägers aufgrund der von ihr offensichtlich in nicht nur 
geringem Umfang erbrachten Pflegeleistungen ebesowenig 
von vornherein ausgeschlossen werden wie zum Beispiel 
bei einem Ruhestandsbeamten, der einen nahen Angehörigen 
pflegt; auch ihm kann ein Verdienst entgehen, wenn erwie­
sen ist, daß er ohne die Pflege auch im Ruhestand einer 
Berufstätigkeit gegen Entgelt nachgegangen wäre.

IV.

Das Berufungsgericht hat eine obere Grenze der Lei­
stungspflicht des Beklagten in der durch § 29 Abs. 2 der 
Satzung begründeten Verpflichtung der Mitglieder und de­
ren Angehörigen gesehen, Leistungen nicht in unangemesse­
ner Weise zu beanspruchen. Die Pflege der Patientin im 
Familienverband verdiene zwar Anerkennung, sei aber medi­
zinisch nicht notwendig. Sie könne nicht dazu führen, die 
Versichertengemeinschaft zusätzlich mit Kosten zu belasten, 
die bei Pflege in einem Heim oder Krankenhaus zu vermeiden 
wären und nach dem Vorbringen des Klägers mehr als das 
Dreifache der bei Unterbringung im teuersten örtlichen Pfle­
geheim entstehenden Kosten ausmachten. Es hat festgestellt, 
daß die letztgenannten Unterbringungskosten in der Zeit vom 
1. Januar 1974 bis zum 31. Dezember 1977 allenfalls 
DM 112.495,50 ausgemacht hätten. Soweit dieser Betrag über 
den vom Berufungsgericht als höchsten erstattungsfähigen 
Betrag angesehenen tariflichen Aufwand für eine einzige 
Berufspflegekraft hinausgeht, tragen diese Erwägungen das 
angefochtene Urteil nicht; sie haben nur die Bedeutung
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einer Hilfsbegründung. Sie begegnen Jedoch keinen recht­
lichen Bedenken*

Das Berufungsgericht hat das ethisch hoch anzurech­
nende, fürsorgliche Verhalten des Klägers und seiner Kinder, 
die Ehefrau des Klägers im Familienverband zu pflegen und 
in ihrer schweren Krankheit nicht fremder Pflege zu über­
lassen, hervorgehoben. Es hat aber mit Recht davon die Fra­
ge unterschieden, ob der Kläger mit den dadurch entstehen­
den erheblichen finanziellen Mehrkosten die Beklagte - wirt­
schaftlich also die Versichertengemeinschaft - belasten 
darf. Diese Frage hat es mit Recht verneint.

Es wäre sicher menschlich zu begrüßen und in vielen 
Fällen auch im Interesse des Patienten wünschenswert, wenn 
dieser im Familienverband gepflegt werden könnte und nicht 
in einem Pflegeheim oder Krankenhaus untergebracht werden 
müßte. Praktisch wäre dies aber nur in ganz seltenen Aus­
nahmefällen möglich, wenn - von den räumlichen Verhält­
nissen in der Familienwohnung abgesehen - Familienange­
hörige vorhanden sind, die nicht nur zu der persönlichen 
Pflege bereit, sondern auch wirtschaftlich dazu in der 
Lage sind, ohne ihre eigene und eventuell ihrer anderen 
Angehörigen wirtschaftliche Existenz zu gefährden. Die 
Fälle, in denen bei so schwerer Krankheit wie im vorlie­
genden Falle eine Hauspflege überhaupt durchführbar ist, 
können deshalb nur selten sein. Sie fallen aus dem Rah­
men derjenigen krankheitsbedingten unabwendbaren Bela­
stungen heraus, deren Ausgleich Aufgabe der Beklagten 
ist. Der Kläger begehrt somit Ersatz eines Aufwandes,
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der in dieser Höhe auf seiner und seiner Kinder frei­
en Willensentscheidung beruht und den die weit über­
wiegende Zahl der anderen Mitglieder der Beklagten auf­
grund ihrer persönlichen und wirtschaftlichen Verhält­
nisse auch dann nicht erbringen könnte, wenn die Beklag­
te einen Verdienstentgang unbeschränkt ersetzen würde. 
Mit Recht hat das Berufungsgericht das als unangemesse­
ne Inanspruchnahme im Sinne von § 29 Abs. 2 der Sat­
zung angesehen. Die Beklagte ist eine Institution, die 
allen Mitgliedern gleichmäßig bei Krankheit die not­
wendige wirtschaftliche Hilfe bietet. Es ginge nicht 
nur über ihre Aufgaben hinaus, sondern würde auch den 
Interessen ihrer anderen Mitglieder widersprechen, ei­
nen wirtschaftlich vermeidbaren Mehraufwand im Einzel­
fall zu finanzieren, mag er auch auf menschlich hoch an­
zurechnenden Motiven beruhen.

V.

Die Unterbringung in einem Einbettzimmer des teuer­
sten ortsansässigen Pflegeheims ginge über die Kranken­
hausbehandlung in der untersten Pflegeklasse hinaus. Sie 
müßte mindestens als Krankenhausbehandlung in der II. 
Pflegeklasse oder als Inanspruchnahme einer gesondert be­
rechenbaren Unterkunft im Sinne von Nr. 802 der Lei­
stungstabelle zu Tarifstelle VIII der Beklagten ange­
sehen werden. Die Beklagte müßte daher hierauf - eben­
so wie zu den Kosten einer Berufspflegekraft - nicht mehr 
als 80% erstatten. Dieser Prozentsatz von DM 112.495,50
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= DM 89.996,40 stellt demnach den Höchstbetrag des­
sen dar, was der Kläger für die Pflege seiner Ehe­
frau in der fraglichen Zeit von der Beklagten allen­
falls fordern kann. Hierauf hat die Beklagte nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts insgesamt DM 59.667,05 
gezahlt. Soweit die Klageforderung die Differenz von 
DM 30.329,35 übersteigt, hat das Berufungsgericht in 
jedem Falle zu Recht die Klage abgewiesen und die Beru­
fung des Klägers zurückgewiesen; insoweit war auch die 
Revision zurückzuweisen.

VI.

Im übrigen war das angefochtene Urteil - soweit es 
die Klage abgewiesen und die Berufung zurückgewiesen hat - 
aufzuheben und der Rechtsstreit an das Berufungsgericht 
zurückzuverweisen. Der Senat kann insoweit mangels aus­
reichender tatsächlicher Feststellungen nicht selbst ent­
scheiden.

Das Berufungsgericht wird unter Berücksichtigung der 
Beweislast des Klägers und im Rahmen der durch § 29 Abs. 2 
der Satzung gezogenen Höchstgrenze für eine Inanspruchnah­
me der Beklagten (vgl. oben IV. und V.) feststellen müssen, 
ob und gegebenenfalls in welchem Umfang der Sohn des Klä­
gers eine Berufspflegekraft über deren gewöhnliche tarif­
liche Arbeitszeit hinaus ersetzt hat und ob ihm unter Be­
rücksichtigung seiner eigenen beruflichen Qualifikation da­
durch ein weiterer beruflicher Verdienst entgangen ist, den 
er erzielt hätte, wenn er seine Mutter nicht gepflegt hätte 
(vgl. oben II b). Sollte sich nicht schon daraus ein Ver-



dienstausfall bis zu dem allenfalls erstattungsfähigen 
Höchstbetrag ergeben, so wird das Berufungsgericht wei­
ter feststellen müssen, ob auch ein Verdienstausfall der 
Tochter des Klägers anzunehmen ist (vgl. oben III.). Es 
wird abschließend über die Kosten - einschließlich der 
Kosten des Revisionsverfahrens - neu zu entscheiden ha­
ben.

Dr. Schmidt-Kessel

Rassow Dr. Zopfs

Dr. Hoegen Dehner


	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	I.



